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Die Medizinische Universität Graz dient der qualitativ hochwertigen wissenschaftlichen 
Forschung, Lehre und Patient/inn/enbetreuung. Dabei setzt die Medizinische Universität Graz 
Schwerpunkte, in denen sie besondere Exzellenz anstrebt. Diese Exzellenz erreicht die 
Medizinische Universität Graz nur durch außerordentlichen Teamgeist, die Bündelung von 
Kräften und die Offenheit für Neues.

Sie 
setzt sich für ein gedeihliches Miteinander ein und arbeitet aktiv an einer Vermeidung von 
Diskriminierungen auf Grund des Geschlechts, der ethnischen Zugehörigkeit, der Religion 
oder der Weltanschauung, des Alters oder der sexuellen Orientierung sowie auf Grund von 
Behinderung und/oder chronischen Erkrankungen.

Die Gleichstellung der Geschlechter findet ihren adäquaten Niederschlag in Personalpolitik, 
Forschung und Lehre sowie in der gerechten Verteilung der Ressourcen sodass alle 
Mitarbeitende und Studierende nichtdiskriminierende Studien- und Arbeitsbedingungen 
vorfinden.

Um dieses Gleichstellungsziel zu erreichen, wird Gender Mainstreaming als strategisches 
Leitprinzip konsequent umgesetzt. Dieses Prinzip geht davon aus, dass sämtliche 
Entscheidungen, die getroffen werden, immer auch unterschiedliche Auswirkungen auf Frauen 
und Männer haben. Gender-Mainstreaming besteht in der (Re-)Organisation, Verbesserung, 
Entwicklung und Evaluierung der Entscheidungsprozesse mit dem Ziel, dass die an der 
Gestaltung beteiligten Führungskräfte die Gleichstellung zwischen Frauen und Männern auf 
allen Ebenen integrieren.
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2. Aktive Gleichstellung der Geschlechter

Die Med Uni Graz setzt sich das Ziel der aktiven Gleichstellung der Geschlechter auf allen 
Ebenen, um allfällige Benachteiligungen abzubauen und ein Höchstmaß an Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie/Betreuungspflichten für Frauen und Männer in demselben Maße zu 
ermöglichen. 

3. Verwirklichung von Gleichstellungsstandards

Die Gleichstellungsstandards dienen der geschlechtergerechten und diskriminierungsfreien 
Kommunikation nach innen wie nach außen und regeln den beruflichen Ein- und Aufstieg 
sowie die Aus- und Weiterbildung unter dem Aspekt der Erreichung des Gleichstellungsziels. 
Sie werden daher konsequent berücksichtigt.
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8. Führungskräftekompetenz im Gleichstellungsmanagement

Um das Gleichstellungsziel zu erreichen, bedarf es einer selbstverständlichen 
diskriminierungsfreien Haltung sowie eines Kompetenzniveaus im Bereich des 
Gleichstellungsmanagements seitens aller Führungskräfte. Sowohl der verstärkten 
Sensibilisierung als auch der Kompetenzentwicklung auf dem Gebiet der Gleichstellung soll 
daher auf Führungskräfte-Ebene in allen Bereichen Rechnung getragen werden.

(1) Diversitätsmanagement (im Folgenden DiM) verfolgt das Ziel, Strukturen und Prozesse so 
zu gestalten, dass individuelle Begabungen und Potentiale erkannt, gefördert, anerkannt und 
eingebracht werden können.
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(3) Ein wesentlicher Bestandteil des DiM ist die gezielte Entwicklung einer verbindenden 
Zusammenarbeit über unterschiedliche Kulturen, Abteilungen und Aufgabenbereiche hinweg. 
DiM geht über das Training von individuellen Kompetenzen hinaus, indem die Med Uni Graz 
organisatorische Rahmenbedingungen bewusst gestaltet.

(4) Die Förderung interkultureller Kompetenz ist ein Aspekt von DiM und bedeutet die Fähigkeit 
zu einem professionellen und produktiven Umgang mit kultureller Diversität im universitären 
Kontext. Interkulturelle Kompetenz beinhaltet darüber hinaus eine Auseinandersetzung mit 
Kultur und Interkulturalität sowie das Wissen um kulturelle Wahrnehmungsfilter und Fremdheit, 
um Mechanismen der Störung in interkultureller Kommunikation entgegenzuwirken.

(5) Bei allen Ziel- und Leistungsvereinbarungen sind die Grundsätze des DiM und des GM zu 
berücksichtigen.

(1) Gleichstellungsrelevante Themen werden als wesentliche Merkmale des Universitätsprofils 
auch in der Kommunikation angemessen nach innen und nach außen dargestellt.

(2) Einschlägige universitäre und außeruniversitäre Veranstaltungen sowie internationale 
Kooperationen und Netzwerke im Bereich der Gleichstellung sind positiv und aktiv auf 
geeignete Weise publik zu machen.

(1) Die Med Uni Graz fördert aktiv die Umsetzung einer gleichstellungsbezogenen 
Personalpolitik. Die internationale Ausrichtung stärkt Offenheit und Interesse an anderen 
Kulturen und hilft dabei, globale Perspektiven einzunehmen sowie das sich daraus ergebende 
Potential vielfältiger Zugänge zu nützen.

(2) Personal- und Organisationsentwicklung ist auch als ein wichtiges Instrument anzusehen, 
um das Frauenfördergebot (§ 41 UG) zu erfüllen. Die Med Uni Graz setzt daher geeignete 
personelle, organisatorische und nach Möglichkeit finanzielle Maßnahmen hinsichtlich 
folgender Bereiche:

a. Förderung wissenschaftlicher Leistungen von Frauen und des wissenschaftlichen 
Nachwuchses

b. Beseitigung von noch bestehender Unterrepräsentation von Frauen bzw. Männern in 
einem Ausbildungs- oder Beschäftigungsverhältnis zur Med Uni Graz in allen Funktionen 
und Verwendungsgruppen inklusive Leitungspositionen.

c. Weiterbildung und Förderung der beruflichen Qualifizierung von Frauen.
d. Förderung von geschlechtergemischten Teams in allen Verwendungsgruppen der 

Organisationseinheiten

1) Alle Organe und Angehörigen der Med Uni Graz haben sich in Aussendungen, Formularen, 
Protokollen, Reden, Interviews und anderen an die Öffentlichkeit oder an 
Universitätsangehörige gerichteten Mitteilungen und in der Lehre einer geschlechtergerechten 
und - in Hinblick auf die Merkmale Geschlecht, ethnische Zugehörigkeit, Religion, 
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Weltanschauung, Alter, sexuelle Orientierung sowie Behinderung - diskriminierungsfreien 
Sprache zu bedienen. Es soll daher in allen Schriftstücken und öffentlichen Äußerungen 
entweder explizit die weibliche und männliche Form oder eine geschlechtsneutrale 
Bezeichnung verwendet werden. Unsachliche Differenzierungen zwischen Frauen und 
Männern sind zu unterlassen.

(2) Die Verwendung von Generalklauseln, in denen z.B. zu Beginn, am Ende oder in Fußnoten 
eines Textes festgehalten wird, dass die gewählten personenbezogenen Bezeichnungen für 
beide Geschlechter gelten, ist unzulässig.

(3) Sämtliche Formulierungen für beide Geschlechter sind daher so zu wählen, dass sie 
Frauen und Männer auch gleichermaßen betreffen.

(4) Anhaltende Verstöße gegen die sprachliche Gleichbehandlung werden vom AKGL dem 
Rektorat mit dem Ersuchen um Abhilfe zur Kenntnis gebracht.
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a. Gleichberechtigter Zugang zu allen Lehr-, Service- und Weiterbildungsangeboten
b. Vermeidung von Barrieren im gesamten Bereich der Forschung und Lehre, insbesondere 

bei den Studienbedingungen und Prüfungsmodalitäten
c. Bauliche, organisatorische, technische und informationelle Barrierefreiheit 
d. Verbesserung der Karrierechancen bzw. aktive Förderung von Menschen mit 

Behinderungen im wissenschaftlichen und allgemeinen Bereich
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a.

b.
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(5) ATXTe, die so allgemein gehalten sind, dass sie keine objektive Entscheidungsgrundlage 
für die nachfolgenden Personalauswahlverfahren darstellen, oder überspezifizierte 
Ausschreibungen, die den potentiellen Kreis der Bewerbungen zu Gunsten oder zu Ungunsten
einer bestimmten Person bzw. eines Geschlechtes oder zu Gunsten oder Ungunsten der 
Merkmale der ethnischen Zugehörigkeit, der Religion oder der Weltanschauung, des Alters 
oder der sexuellen Orientierung oder der Behinderung unsachlich einschränken, sind nicht 
zulässig. 

                                                
1
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Zur besseren Übersicht und Nachvollziehbarkeit empfiehlt sich die Verwendung einer 
entsprechenden BewerberInnenmatrix, um eine Vorauswahl zum Hearing generell 
plausibilisieren zu können. Werden Hearings in einem Frauenförderungsbereich durchgeführt, 
so bedarf die Nichteinladung von Bewerberinnen, welche die Aufnahmekriterien erfüllen und 
den Anforderungen des ATXTes entsprechen, einer zusätzlichen narrativen nachvollziehbaren 
Begründung.

(4) Bei der Beurteilung der Eignung aller Bewerber/innen dürfen keine Auswahl- und
Bewertungskriterien herangezogen werden, die sich an einem diskriminierenden Merkmal 
oder einem rollenstereotypen Verständnis der Geschlechter orientieren.

(5) Bewerbungen von Frauen und Männern während einer gesetzlich vorgesehenen Form der 
Abwesenheit vom Arbeitsplatz sind in das Auswahlverfahren einzubeziehen und gleichrangig 
mit anderen Bewerbungen zu berücksichtigen.

(6) Aufnahme- und Auswahlgespräche sind von einer tunlichst geschlechtergemischten 
Hearingkommission so zu führen, dass diskriminierende Fragestellungen unterbleiben und die 
Chancengleichheit für alle Bewerber/innen gewahrt wird. 

(1) In Eignungsabwägungen dürfen keine Beurteilungskriterien einbezogen werden, aus 
denen sich eine Diskriminierung auf Grund des Geschlechts, der ethnischen Zugehörigkeit, 
der Religion oder der Weltanschauung, des Alters oder der sexuellen Orientierung oder auf 
Grund von Behinderung ergibt.

(2) Im nicht genannte Aufnahmekriterien dürfen grundsätzlich nicht berücksichtigt 
werden. Ist ausnahmsweise im jeweiligen Personalaufnahmeverfahren die Entwicklung von 
Hilfskriterien zur Entscheidungsfindung unerlässlich, so dürfen diese nicht unsachlich sein. 
Auch darf von den im Ausschreibungstext angeführten Qualifikationserfordernissen nicht auf 
Grund einer Heranziehung der Hilfskriterien abgegangen werden. Aspekte, die keine 
Aussagekraft in Bezug auf die künftige Aufgabenerfüllung haben, dürfen ebenfalls nicht 
herangezogen werden. Werden bei der Auswahlentscheidung ausnahmsweise Hilfskriterien 
verwendet, ist die Notwendigkeit der Heranziehung und die so zu Stande gekommene 
Personalentscheidung gegenüber dem AKGL zu begründen.

(3) Der Besetzungsvorschlag ist von der aufnehmenden Organisationseinheit bzw. von der 
zuständigen personalverantwortlichen Person sachlich nachvollziehbar inklusive einer 
konzisen Beschreibung eines durchgeführten Hearings (z.B. an Hand einer 

zu begründen. Nachvollziehbarkeit liegt idR dann vor, 
wenn Bewerber/innen an Hand der Kriterien des im Sinne eines objektiven und 
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substantiierten Qualifikationsvergleichs beurteilt, die Feststellungen über das Maß der 
jeweiligen Eignung sachlich begründet werden und welche sonstigen Gründe für den 
Besetzungsvorschlag maßgeblich waren (dies impliziert auch, warum auf dem 
Besetzungsvorschlag nicht gereihte Bewerber/innen ausgeschieden wurden).

(4) Unterbrechungen in der Erwerbstätigkeit, Reduzierung der Arbeitszeit oder Verzögerungen 
beim Abschluss einzelner Ausbildungsgänge auf Grund der Betreuung von Kindern oder 
pflegebedürftigen Angehörigen sowie die Absicht, von der Möglichkeit der Karenzierung oder 
der Reduktion der Arbeitszeit Gebrauch zu machen, dürfen Bewerber/innen nicht 
benachteiligen.

(5) Ist in Frauenförderungsbereichen des § 20 Abs. 3 GLP keine Frau zur Besetzung dieser 
Stelle vorgeschlagen, so hat das vorschlagsberechtigte Organ die Gründe für die 
Nichtberücksichtigung qualifizierter Bewerberinnen unter Bezugnahme auf die Kriterien des 
ATXTes und die Qualifikation des ausgewählten Bewerbers dem AKGL schriftlich darzulegen.

Dem AKGL sind alle 
diesbezüglichen Unterlagen in diesen Verfahren (insbesondere die Bewerbungsunterlagen, 
die Gutachten und die Protokolle) unverzüglich zu übermitteln.

(3) In Auswahlentscheidungen ist die Berücksichtigung von Lebensläufen, die eine 
Unterbrechung bzw. Teilzeitbeschäftigung aufgrund von Kinderbetreuung, Betreuung oder 
Pflege von Angehörigen aufweisen, einzubeziehen.

(4) Werden im Rahmen eines Berufungsverfahrens Bewerber/innen zu einem Hearing bzw. zu 
einer persönlichen Präsentation eingeladen, sind nicht eingeladene Bewerberinnen von der 
Berufungskommission narrativ im Protokoll zu begründen. Bewerberinnen, die im gleichen 
Ausmaß geeignet erscheinen wie geeignete Mitbewerber, sind vorrangig in den 
Besetzungsvorschlag aufzunehmen. Darüber hinaus sind im Abschlussbericht der 
Berufungskommission die Gründe jener Kandidatinnen, welche nach dem Hearing nicht in den 
Besetzungsvorschlag aufgenommen werden, gesondert anzuführen.

(5) Bei der Bestellung von Gutachterinnen und Gutachtern ist von den Kommissionen darauf 
zu achten, dass diese Auswahl möglichst geschlechterparitätisch (im Sinne von § 20a Abs. 2 
UG) erfolgt. Weiters sind diese vor Erstellung darauf hinzuweisen, dass in Gutachten über die 
Arbeiten von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern die Berücksichtigung von 
Lebensläufen, die eine Unterbrechung aufgrund von Kinderbetreuung, Betreuung oder Pflege 
von Angehörigen aufweisen, erforderlich ist.
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a.

Geschlechterforschung sowie des DiM
b. Durchführung von Projekten zur Gleichstellung, Frauenförderung und 

Geschlechterforschung sowie zum DiM
c. GM-Projekte wie z.B. Gender Budgeting (= den Gender Aspekt in der Haushaltsführung 

zu berücksichtigen) an der Med Uni Graz zu konzeptionieren und umzusetzen
d. Gender Controlling Projekte wie z.B. zahlenmäßige Erhebungen der 

Geschlechterverteilung an der Med Uni Graz (blickpunkt:gender)
e. In Abstimmung mit der OE Personalentwicklung gezielte Frauenförderungsmaßnahmen zu 

konzeptionieren, durchzuführen und zu evaluieren
f. In Abstimmung mit der OE Personalentwicklung spezielle karrierefördernde 

Weiterbildungsangebote für Frauen bereitzustellen
g. Interne Weiterbildungsangebote zu Gender und Diversity bereitzustellen
h. Familienfreundlichkeit und Vereinbarkeit von Hochschule und Beruf/Studium zu fördern 

und mit Angeboten und Projekten zu unterstützen (Servicestelle für Vereinbarkeit)
i. Kinderbetreuungsangebote für Med Uni Angehörige (kinderCAMPUSbüro)
j. Angebote, Beratung und Information für pflegende Angehörige und Dual Career Couples 
k. Angebote, Beratung und Information zum Thema Arbeit und Behinderung (Servicestelle 

für Menschen mit Behinderung und/oder chronischen Erkrankungen)
l. Frauennetzwerke (insbesondere durch Information und Reisekostenunterstützung) zu 

fördern
m. Gendersensible Medizin/Forschung (durch Information, Hilfe bei der Antragstellung und 

Reisekosten) zu unterstützen
n. Service, Information und Expertise für Med Uni Angehörige zu den Themen Gender und 

Diversity anzubieten (z.B. Unterstützung bei Forschungsanträgen)
o. Information zu sämtlichen Frauenförderungsmaßnahmen (Stipendien), Veranstaltungen 

(Kongresse, Weiterbildung) bereitzustellen
p. Kooperationen und Vernetzungen mit anderen mit Gleichstellung und Frauenförderung 

befassten universitären und nicht universitären Einrichtungen, Koordination gemeinsamer 
Angebote und Veranstaltungen

(3) 
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